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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-4507/07
von Michael Cashman (PSE), Lissy Gröner (PSE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i Rueda 
(Verts/ALE) und Alexander Stubb (PPE-DE)
an den Rat

Betrifft: Verfolgung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen (LGBT) in Uganda

Wir sind beunruhigt über anhaltende Berichte, dass in Uganda Lesben, Schwule, Bisexuelle und 
Transsexuelle (LGBT) regelmäßig von der Polizei misshandelt werden. Ein Regierungssprecher soll 
erklärt haben: „Eine Gleichberechtigung dieser sonderbaren Kreaturen kommt überhaupt nicht in 
Frage … Das ugandische Volk empfindet Homosexualität als abstoßend.“ Artikel 1 des Abkommens 
von Cotonou fordert die "Achtung der Rechte des Einzelnen" und in Artikel 8 heißt es, dass ein 
politischer Dialog geführt wird, der die Achtung der Menschenrechte, der demokratischen Grundsätze 
und des Rechtsstaatsprinzips sowie der verantwortungsvollen Staatsführung als Grundvoraussetzung 
für die Gültigkeit des Abkommens sieht. 

Wird der Rat die Frage der anhaltenden Diskriminierung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und 
Transsexuellen bei seinen Treffen mit der ugandischen Regierung zur Sprache bringen? Welche 
dringenden Maßnahmen beabsichtigt der Rat zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass die EU Uganda 
ihren Standpunkt in der Menschenrechtsfrage klar darlegt? Wird der Rat das Engagement der EU für 
ein Ende der Kriminalisierung gleichgeschlechtlicher Beziehungen gemäß den Entscheidungen der 
Kommission für Menschenrechte der Vereinten Nationen bekräftigen? Was wird der Rat 
unternehmen, um sicherzustellen, dass Uganda einsieht, dass die Gleichberechtigung aller 
Minderheiten einschließlich der Minderheit der Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transsexuellen in 
den Artikeln 1 und 8 des Abkommens von Cotonou verankert ist? Welche Sanktionen werden 
gegebenenfalls erwogen, falls die ugandische Regierung an ihrer gegen Homosexuelle gerichteten 
Politik festhält?


